Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/158 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Ein- 
gliederungsgesetz für Soldaten auf Zeit vom 25. Au- 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1347), wird wie folgt 
geändert; 

1. ln § 79 a Satz 1 wird die Jahreszahl „1969"' durch 
die Jahreszahl „1979" ersetzt. 


2. In § 79 a wird nach Satz 1 folgender Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für ehemalige Soldaten auf Zeit 
in den Laufbahngruppen der Unteroffiziere und 
Mannschaften, deren Dienstverhältnis nach einer 
Wehrdienstzeit von zwölf und mehr Jahren nach 
dem 31. Dezember 1969 endet." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 


Bonn, den 9. Dezember 1969 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Der § 79 a wurde als Ausnahmeregelung zum § 53 
Soldatenversorgungsgesetz eingeführt, damit die 
Soldaten auf Zeit, die in den öffentlichen Dienst 
eintreten, nicht denen gegenüber erheblich in der 
Höhe der Ubergangsgebührnisse benachteiligt wer- 
den, die eine Arbeit in der freien Wirtschaft aufge- 
nommen haben. Um allen Zeitsoldaten gerecht zu 
werden, die nicht unter das Eingliederungsgesetz 
fallen, ist es nötig, den § 79 a bis zum 31. Dezember 
1979 zu verlängern. Dadurch werden Härtefälle aus- 
geschlossen. 

Die Einfügung des Satzes 2 ist notwendig, da den 
Zeitsoldaten mit zwölf und mehr Verpflichtungs- 
jahren, die nach dem 1. Januar 1970 entlassen wer- 
den, bereits der Besitzstand für 10 Jahre durch das 
Eingliederungsgesetz gewahrt bleibt. 
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